
AD\584286DE.doc PE 364.707v01-00

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
2004 2009

Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz

2005/2002(BUD)

13.10.2005

STELLUNGNAHME
des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz

für den Haushaltsausschuss

zum Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das 
Haushaltsjahr 2006
(C6-0000/2005 – 2005/2001(BUD))

Einzelplan III – Kommission

Verfasser der Stellungnahme: Joseph Muscat















PE 364.707v01-00 2/9 AD\584286DE.doc

DE

PA_NonLeg



AD\584286DE.doc 3/9 PE 364.707v01-00

DE

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 
Haushaltsausschuss, die folgenden Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

Dieser Ausschuss beschäftigt sich innerhalb der Rubrik 3 „Interne Politikbereiche“ mit Titel 
12 „Binnenmarkt“, Titel 14 „Steuern und Zollunion“, soweit Zollfragen betroffen sind, sowie 
Titel 17 „Gesundheit und Verbraucherschutz“ mit dem Schwerpunkt Verbraucherschutz.

Bei der Ausarbeitung dieser Stellungnahme wurde berücksichtigt, dass 2006 das letzte 
Haushaltsjahr innerhalb des derzeitigen Finanzrahmens 2000-2006 ist. Daher müssen bei den 
Vorschlägen, die nachstehend unterbreitet werden, auf der einen Seite die bestehende 
Haushaltsstruktur und die politischen Prioritäten für das letzte Jahr dieses 
Finanzplanungszeitraums berücksichtigt werden; andererseits haben die derzeitigen 
Diskussionen über die Leitlinien für die nächste Finanzielle Vorausschau für die Jahre 2007-
2013 Einfluss auf die Vorschläge dieses Ausschusses.

Da sich der EU-Haushalt aus den Einnahmen, die in den Mitgliedstaaten erzielt werden, 
zusammensetzt, haben die globalen Realitäten der Haushaltspolitik in den Mitgliedstaaten ihre 
Auswirkungen auf die finanziellen Rahmenbedingungen der EU-Ausgaben. Im Allgemeinen 
wurden die öffentlichen Ausgaben auf nationaler Ebene so sehr gekürzt, dass zahlreiche 
Programme auf das absolut Wesentliche beschränkt sind. 

Wenn man die Bedeutung der Politikbereiche bedenkt, die im Zuständigkeitsbereich dieses 
Ausschusses liegen, sind derartige Einsparungen für diese Bereiche möglicherweise nicht 
immer sinnvoll.

Die Zuständigkeiten dieses Ausschusses umfassen das Funktionieren und die Entwicklung des 
Binnenmarktes, einschließlich Verwaltungs- und Personalausgaben, Maßnahmen im 
Zollsektor wie z.B. das Programm „Zoll 2007“ sowie bestimmte Maßnahmen im Bereich des 
Gesundheits- und Verbraucherschutzes.

1. Binnenmarkt

Da der Binnenmarkt ein Eckpfeiler der Wirtschaftspolitik der Europäischen Union ist, sollten 
dafür ausreichende Mittel bereitgestellt werden, die ein reibungsloses Funktionieren und 
gegebenenfalls auch weitere Entwicklungen ermöglichen. Durch die jüngste Erweiterung der 
Union auf nunmehr 25 Mitgliedstaaten ist der größte integrierte Markt der ganzen Welt 
entstanden. Die Herausforderungen, die sich aus dieser Entwicklung ergeben, müssen bei der 
Analyse des für diesen Politikbereich vorgesehenen Finanzrahmens berücksichtigt werden. 
Der von der Kommission vorgelegte Vorentwurf des Haushaltsplans sieht für die Rubrik 3 in 
Bezug auf die für diesen Ausschuss wichtigen Politikbereiche einen Anstieg um 1,8% oder 
166.400.000 Euro auf insgesamt 9.129.000.000 Euro an Verpflichtungsermächtigungen vor.

Im Gegensatz zu der, weiter oben kurz erwähnten, Bedeutung des Binnenmarktes wurden die 
Mittel unter Titel 12 für den Binnenmarkt um ein Drittel, genau gesagt um 33% oder 
3.300.000 Euro, gekürzt, und zwar von 10 Mio. Euro an Verpflichtungsermächtigungen im 



PE 364.707v01-00 4/9 AD\584286DE.doc

DE

Jahr 2005 auf 6.700.000 Euro im Jahr 2006.

Diese Mittel stehen für Sachverständigengutachten, Konferenzen, das System SOLVIT, die 
Öffentlichkeitsarbeit sowie Impaktstudien und, was am wichtigsten ist, für Umsetzungs- und 
Vorbereitungsstudien vor der Vorlage neuer Rechtsvorschriften zur Verfügung. 

Die vorgeschlagenen Kürzungen scheinen in einem Widerspruch zu den politischen 
Prioritäten zu stehen, die im jährlichen strategischen Planungsdokument der Kommission 
genannt wurden, in dem Maßnahmen im Bereich des Binnenmarktes im Zusammenhang mit 
der Lissabon-Strategie genannt wurden. Darüber hinaus erfordern die oben erwähnte 
Erweiterung und der noch nicht vollendete Binnenmarkt anhaltende Anstrengungen.

Vor allem die Haushaltslinie 12.0201 für die Verwirklichung und Entwicklung des 
Binnenmarktes hat eine drastische Kürzung zu verzeichnen, wobei der Mittelansatz noch 
unter der Dotierung von 2004 liegt. Vor allem der Erfolg des Systems SOLVIT, dessen reale 
Wirkung erst jetzt messbar ist, unterstreicht die Tatsache, dass diese Kürzung zumindest 
fragwürdig ist.

Auch wenn ein Teil der Mittel auf die GD Unternehmen übertragen wurde, ist davon 
auszugehen, dass Maßnahmen zur Sensibilisierung der Unternehmen und der Bürger verstärkt 
werden sollten.

Daher wird die folgende Abänderung vorgeschlagen:

1. Die Mittel der Haushaltslinie 12.0201 sollten von 6.700.000 Euro, wie vorgeschlagen, 
auf 7.500.000 Euro erhöht werden, was immer noch unter dem Durchschnitt der 
Verpflichtungsermächtigungen 2004, verglichen mit den Verpflichtungsermächtigungen 
2005, liegen würde, da im Jahr 2005 wahrscheinlich die unmittelbareren Auswirkungen 
der 2004 erfolgten Erweiterung berücksichtigt werden müssen. Es wäre verfrüht, 
anzunehmen, dass der Übergangszeitraum nach der Erweiterung bis zum 31. Dezember 
2005 abgeschlossen ist.

2. Zollunion

Die Verpflichtungsermächtigungen für den Politikbereich Steuern und Zollunion unter Titel 
14 sollen um 5,9% oder 3.410.000 Euro auf 61.620.000 Euro aufgestockt werden. In die 
Haushaltslinie 14.02.01 für die Verwirklichung und Entwicklung des Binnenmarktes werden, 
verglichen mit den Haushaltsmitteln für das Jahr 2005, 600.000 Euro mehr eingesetzt, 
während das Programm „Zoll 2007“ eine Kürzung der Verpflichtungsermächtigungen um 
490.000 Euro zu verzeichnen hat.

Da es die Gemeinschaft erreicht hat, dass alle 10 neuen Mitgliedstaaten bei ihrem Beitritt 
vollständig mit den erforderlichen Instrumenten, insbesondere IT-Einrichtungen, ausgestattet 
waren, konnte das Funktionieren und die Sicherheit der Versorgungskette sowie der Schutz 
der Eigenmittel frühzeitig gesichert werden.

Die vorgesehenen Haushaltsmittel dürften daher den Bedarf in diesem Politikbereich decken, 
da es möglich wäre, mit der tatsächlichen Ausführung der Verpflichtungen, für die Verträge 
abgeschlossen wurden, Schritt zu halten, wobei jedoch noch entsprechende Programmanträge 
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formell eingereicht werden müssten.

Daher wird die folgende Abänderung vorgeschlagen:

1. Für die Haushaltslinie 14.0201 sollte die ursprünglich vorgeschlagene 
Mittelausstattung von 3.500.000 Euro an Verpflichtungsermächtigungen beibehalten 
werden. Die vom Rat vorgeschlagene Kürzung kann nicht akzeptiert werden.

3. Verbraucherschutz

Für Titel 17 (Gesundheit und Verbraucherschutz) sieht der Haushaltsvorentwurf bei den 
Verpflichtungsermächtigungen einen Anstieg von 18,9% (22.747.000.000 Euro) vor, während 
beide Haushaltslinien für den Verbraucherschutz (17.01.04.03 und 17.02.01) nicht 
aufgestockt werden.

Unter Hinweis auf die Erklärungen zu Größe und Bedeutung des EU-Binnenmarktes ist 
festzuhalten, dass der Verbraucherschutz einer der positivsten und sichtbarsten Aspekte in der 
EU und ein bürgernaher Bereich ist. Daher sollte dieser Sektor angesichts der noch 
unterentwickelten Strukturen für einen wirksamen Verbraucherschutz in den neuen 
Mitgliedstaaten gestärkt werden.

Auch wenn festgestellt werden muss, dass die Verhandlungen über die Finanzielle 
Vorausschau noch nicht abgeschlossen sind, sollte doch erwähnt werden, dass ab 2007 eine 
Verdoppelung der für diesen Politikbereich zur Verfügung stehenden Mittel vorgesehen ist. 
Es ist ein bekanntes Phänomen, dass neue Programme, was die konkrete Verwendung 
verfügbarer Mittel anbelangt, erst mit einer gewissen Verzögerung anlaufen.

Der für 2007 für diesen Politikbereich vorgesehenen Mittelaufstockung ist zwar zuzustimmen, 
jedoch erscheint es kontraproduktiv, den Finanzrahmen für 2006 auf dem Stand von 2005 zu 
halten – gerade in dem Jahr, bevor dieser Haushaltsrahmen um 100% aufgestockt werden soll. 
Darüber hinaus würde dies im Übergangszeitraum nach der Erweiterung von 2004 erfolgen. 

Ein weiteres wichtiges Element steht im Zusammenhang mit der Erfahrung nach der 
Einführung des Euro in 12 der 15 Mitgliedstaaten. Die positiven Auswirkungen dieses sehr 
wichtigen Integrationsschrittes wurden durch die tatsächlichen und die als solche 
empfundenen Preiserhöhungen teilweise wieder zunichte gemacht. Auch wenn der statistische 
Effekt minimal war, haben die europäischen Bürger die meisten Preiserhöhungen bei Waren 
und Dienstleistungen in ihrem Alltag erlebt. Man sollte entsprechende Lehren aus dieser 
Erfahrung ziehen. Bereits jetzt müssen in den neuen Mitgliedstaaten vorbereitende 
Maßnahmen getroffen werden, um die Übergangsphase im Hinblick auf die Einführung des 
Euro in den nächsten Jahren zu beobachten und zu begleiten.

Der Ausschuss schlägt daher die folgenden Abänderungen vor:

1. Die Mittel der Haushaltslinie 17.02.01 sind mit 21 Millionen anstelle der 
vorgeschlagenen 19.080.000 Euro anzusetzen, um ein gewisses „Frontloading“ im 
Hinblick auf den erheblich erweiterten Finanzrahmen ab 2007 zu ermöglichen.

Die erhöhten Mittel sollten teilweise für Aktionen vorgesehen werden, mit denen das 
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Vertrauen der Verbraucher in den 10 Mitgliedstaaten, die der Union 2004 beigetreten sind, 
gestärkt würde; hierzu gehören auch vorbereitende Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Einführung des Euro in diesen Mitgliedstaaten.

Ein weiterer Teil der Mittel sollte dafür verwendet werden, ethische Normen für 
Berufsverbände, die die Verbraucher unterstützen, zu fördern.
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4. Haushaltstabellen

Binnenmarkt (Zahlen in Mio. Euro)

Haushalts-
linie

2005 
VE

2005 
ZE

2006 
VE

2006 
ZE

Beträge aus dem Haushaltsentwurf 
20061

Differenz 2006/2005 für 
VE

Differenz 2006/2005 für 
ZE

12.02.01 10,00 9,40 6,70 9,40 wie vorgeschlagen -3.30 0,00

12.01.04 2,10 2,10 0,96 0,96 wie vorgeschlagen -1,14 -1,14

Zollunion (Zahlen in Mio. Euro)

Haushalts-
linie

2005 
VE

2005 
ZE

2006 
VE

2006 
ZE

Beträge aus dem Haushaltsentwurf 
20061

Differenz 2006/2005 für 
VE

Differenz 2006/2005 für 
ZE

14.02.01 2,90 3,45 3,50 3,00 VE um 0,40 auf 3,10 gekürzt 0,60 -0,45

14.04.02 35,06 29,61 34,57 30,00 wie vorgeschlagen -0,49 0,39

1 Es handelt sich bislang noch um Richtbeträge; sie sollen vom Rat am 15. Juli 2005 angenommen werden.
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Verbraucherschutz

Haushalts-
linie

2005 VE 2005 ZE 2006 VE 2006 ZE Beträge aus dem 
Haushaltsentwurf 20061

Differenz 2006/2005 
für VE

Differenz 2006/2005 
für ZE

17.01.04.03 1.122.222 1.122.222 1.122.220 1.122.220 wie vorgeschlagen -2 -2

17.02.01 19.077.778 20.000.000 19.077.780 18.500.00 wie vorgeschlagen 2 -1.500.000
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